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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1972 Ausgegeben am 29. Dezember 1972 153. Stück

4 9 2 . Bundesgesetz: Urheberrechtsgesetznovelle 1972
4 9 3 . Bundesgesetz: Änderung des Strukturverbesserungsgesetzes und anderer Abgabengesetze
4 9 4 . Bundesgesetz: Zuckerforderungsgesetz

4 9 2 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1972,
mit dem das Urheberrechtsgesetz geändert

wird (Urheberrechtsgesetznovelle 1972)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Urheberrechtsgesetz, BGBl. Nr. 111/1936,
in der Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 206/
1949 und BGBl. Nr. 106/1953 wird wie folgt
geändert:

1. Die Abs. 1 und 2 des § 56 haben zu
lauten:

„(1) In Geschäftsbetrieben, die die Herstellung,
den Vertrieb oder die Instandsetzung von Bild-
oder Schallträgern oder von Vorrichtungen zu
ihrer Herstellung oder zu ihrem Gebrauch zum
Gegenstand haben, dürfen Vorträge, Aufführun-
gen und Vorführungen von Werken auf Bild-
oder Schallträgern festgehalten und Bild- oder
Schallträger zu öffentlichen Vorträgen, Auffüh-
rungen und Vorführungen der darauf festgehal-
tenen Werke benutzt werden, soweit es notwen-
dig ist, um die Kunden mit den Bild- oder
Schallträgern oder mit Vorrichtungen zu ihrer
Herstellung oder zu ihrem Gebrauch bekanntzu-
machen oder die Brauchbarkeit zu prüfen.

(2) Dasselbe gilt für die Benutzung von Rund-
funksendungen zur öffentlichen Wiedergabe
eines Werkes durch Lautsprecher oder eine andere
technische Einrichtung in Geschäftsbetrieben, die
die Herstellung, den Vertrieb oder die Instand-
setzung von Rundfunkgeräten zum Gegenstand
haben."

2. Der § 60 hat zu lauten:

„§ 60. Das Urheberrecht an Werken der Lite-
ratur, der Tonkunst und der bildenden Künste,
deren Urheber (§10 Abs. 1) auf eine Art bezeich-
net worden ist, die nach § 12 die Vermutung
der Urheberschaft begründet, endet siebzig Jahre
nach dem Tode des Urhebers (§10 Abs. 1), bei
einem von mehreren Urhebern gemeinsam

geschaffenen Werke (§ 11) endet das Urheber-
recht siebzig Jahre nach dem Tode des letzt-
lebenden Miturhebers (§10 Abs. 1)."

3. Der Abs. 1 des § 61 hat zu lauten:

„(1) Das Urheberrecht an Werken der Litera-
tur, der Tonkunst und der bildenden Künste,
deren Urheber (§10 Abs. 1) nicht auf eine Art
bezeichnet worden ist, die nach § 12 die Ver-
mutung der Urheberschaft begründet, endet
siebzig Jahre nach der Veröffentlichung, wenn
sich aus § 60 kein früherer Tag ergibt."

3 a. Der § 62 hat zu lauten:

„§ 62. Das Urheberrecht an Filmwerken endet
fünfzig Jahre nach der Aufnahme, wenn aber das
Werk vor dem Ablauf dieser Frist veröffentlicht
wird, fünfzig Jahre nach der Veröffentlichung."

4. An die Stelle der Abs. 2 und 3 des § 66 tre-
ten folgende Bestimmungen:

„(2) Bei Vorträgen und Aufführungen, die
— wie die Aufführung eines Schauspiels oder
eines Chor- oder Orchesterwerkes — durch das
Zusammenwirken mehrerer Personen unter einer
einheitlichen Leitung zustande kommen, können
die Verwertungsrechte (Abs. 1) derjenigen Per-
sonen, die bloß im Chor oder Orchester oder
auf ähnliche Art mitwirken, nur durch einen
gemeinsamen Vertreter wahrgenommen werden.

(3) Falls die Vertretung nicht bereits kraft
Gesetzes oder durch Satzung, Kollektiv- oder
Einzelvertrag geregelt ist, wird der gemeinsame
Vertreter von den im Abs. 2 erwähnten Mit-
wirkenden mit einfacher Mehrheit ohne Berück-
sichtigung allfälliger Stimmenthaltungen gewählt.

(4) In Ermangelung eines gemeinsamen Ver-
treters hat das Bezirksgericht Innere Stadt Wien
einen Sachwalter zu bestellen, der an die Stelle
des gemeinsamen Vertreters tritt. Zur Antrag-
stellung ist jeder berechtigt, der ein Interesse an
der Verwertung des Vortrages oder der Auf-
führung glaubhaft macht.

(5) Vorträge und Aufführungen, die auf An-
ordnung eines Veranstalters stattfinden, dürfen,
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soweit das Gesetz keine Ausnahme zuläßt, vor-
behaltlich des Abs. 1 nur mit Einwilligung des
Veranstalters auf Bild- oder Schallträgern fest-
gehalten oder durch Rundfunk (§ 17) gesendet
werden. Dieser Bestimmung zuwider hergestellte
Bild- oder Schallträger dürfen weder verviel-
fältigt noch verbreitet werden."

5. Die bisherigen Abs. 4 und 5 des § 66 erhal-
ten die Bezeichnungen Abs. 6 und 7.

6. Im Abs. 7 des § 66 in der Fassung dieses
Bundesgesetzes tritt an die Stelle der Wortfolge
„Den Absätzen 1 bis 3 zuwider" die Wortfolge
„Den Abs. 1 und 5 zuwider."

7. Der Abs. 1 des § 67 hat zu lauten:

„(1) Die Verwertungsrechte der im § 66 Abs. 1
bezeichneten Personen erlöschen, wenn seit dem
Ablauf des Kalenderjahrs, in dem der Vortrag
oder die Aufführung stattgefunden hat, fünfzig
Jahre verstrichen sind."

8. Der Abs. 2 des § 67 hat zu lauten:

„(2) Die §§ 11, 12, 13, 15 Abs. 1, 16 Abs. 1
und 3, §§ 23, 24, 25 Abs. 1, 2, 3 und 5, §§ 26,
27, 28 Abs. 1, §§ 29, 31, 32 und 33 Abs. 2 gelten
entsprechend; jedoch tritt an die Stelle der im
§ 31 Abs. 2 genannten Frist von 5 Jahren eine
solche von einem Jahr."

9. In den Abs. 1 und 2 des § 68 tritt an die
Stelle des Ausdrucks „§ 66 Absatz 1 oder 2"
der Ausdruck „§ 66 Abs. 1".

10. Dem § 68 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Die Abs. 1 und 2 gelten nicht für Per-
sonen, die bloß im Chor oder Orchester oder
auf ähnliche Art mitwirken."

11. In den Abs. 1 und 2 des § 69 treten an die
Stelle des Ausdrucks „§ 66 Absatz 1 bis 3" der
Ausdruck „§ 66 Abs. 1 und 5" und an die Stelle
der Ausdrücke „§ 66 Absatz 1 oder 2" und „§ 66
Absatz 1 und 2" der Ausdruck „§ 66 Abs. 1".

12. An die Stelle des Abs. 3 des § 69 treten
folgende Bestimmungen:

„(3) Zum eigenen Gebrauch darf jedermann
durch Rundfunk gesendete Vorträge oder Auf-
führungen sowie die mit Hilfe eines Bild- oder
Schallträgers bewirkte Wiedergabe eines Vortra-
ges oder einer Aufführung auf einem Bild- oder
Schallträger festhalten und von diesem einzelne
Vervielfältigungsstücke herstellen. Solche Bild-
oder Schallträger dürfen weder verbreitet noch
zu einer Rundfunksendung oder öffentlichen
Wiedergabe des Vortrages oder der Aufführung
verwendet werden.

(4) Der § 56 Abs. 1 und 3 gilt entsprechend."

13. Im § 70 treten an die Stelle des Aus-
drucks „§ 66 Absatz 1 bis 3" der Ausdruck
„§ 66 Abs. 1 und 5", an die Stelle des Aus-
drucks „§ 66 Absatz 4" der Ausdruck „§ 66
Abs. 6" und an die Stelle des Ausdrucks „§ 66
Absatz 5" der Ausdruck „§ 66 Abs. 7".

14. Im § 71 treten an die Stelle des Ausdrucks
„§ 66 Absatz 1 bis 3" der Ausdruck „§ 66
Abs. 1 und 5" und an die Stelle des Ausdrucks
„§ 66 Absatz 4" der Ausdruck „§ 66 Abs. 6".

15. Nach dem Abs. 2 des § 72 werden folgende
Bestimmungen eingefügt:

„(3) Die Benutzung einzelner Vorträge oder
Aufführungen von Werken der Literatur oder
Tonkunst zu Zwecken der Wissenschaft oder des
Unterrichts in einem durch den Zweck gerecht-
fertigten Umfang ist zulässig.

(4) Vorträge oder Aufführungen von Werken
der Literatur oder Tonkunst dürfen durch den
Veranstalter auf einem Bild- oder Schallträger
festgehalten und mit Hilfe eines solchen Bild-
oder Schallträgers oder einer anderen technischen
Einrichtung innerhalb des Gebäudes, in dem die
Veranstaltung stattfindet, zu dem Zweck wieder-
gegeben werden, die Veranstaltung in einem
anderen Raume wahrnehmbar zu machen."

16. Der bisherige Abs. 3 des § 72 erhält die
Bezeichnung Abs. 5.

17. Die Überschrift des II. Abschnitts des
II. Hauptstücks hat zu lauten: „Schutz von
Lichtbildern, Schallträgern und Rundfunksendun-
gen".

17 a. Der Abs. 6 des § 74 hat zu lauten:

„(6) Das Schutzrecht an Lichtbildern erlischt
dreißig Jahre nach der Aufnahme, wenn aber
das Lichtbild vor dem Ablauf dieser Frist ver-
öffentlicht wird, dreißig Jahre nach der Ver-
öffentlichung. Die Fristen sind nach § 64 zu be-
rechnen."

18. Der Abs. 3 des § 76 hat zu lauten:

„(3) Wird ein zu Handelszwecken hergestellter
Schallträger zu einer Rundfunksendung (§ 17)
oder öffentlichen Wiedergabe benutzt, so hat der
Benutzer dem Hersteller (Abs. 1), vorbehaltlich
des § 66 Abs. 7 und des vorstehenden Abs. 2,
eine angemessene Vergütung zu entrichten. Den
im § 66 Abs. 1 bezeichneten Personen steht an
den Hersteller ein Anspruch auf einen Anteil
an dieser Vergütung zu. Dieser Anteil beträgt
mangels Einigung der Berechtigten die Hälfte
der dem Hersteller nach Abzug der Einhebungs-
kosten verbleibenden Vergütung."
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19. Der Abs. 4 des § 76 hat zu lauten:

„(4) Zum eigenen Gebrauch darf jedermann
eine mit Hilfe eines Schallträgers bewirkte Wie-
dergabe auf einem Schallträger festhalten und
von diesem einzelne Vervielfältigungsstücke her-
stellen. Solche Schallträger dürfen weder verbrei-
tet noch zu einer Rundfunksendung oder öffent-
lichen Wiedergabe benutzt werden."

20. Der bisherige Abs. 4 des § 76 erhält die
Bezeichnung Abs. 5.

20 a. Der neue Abs. 5 des § 76 hat zu lauten:

„(5) Das Schutzrecht an Schallträgern erlischt
fünfzig Jahre nach der Aufnahme, wenn aber
der Schallträger vor dem Ablauf dieser Frist ver-
öffentlicht wird, fünfzig Jahre nach der Ver-
öffentlichung. Die Fristen sind nach § 64 zu be-
rechnen."

21. Dem § 76 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) Die §§ 5, 7, 8, 9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2,
§ 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 3, § 23 Abs. 2
und 4, §§ 24, 25 Abs. 2, 3 und 5, §§ 26, 27
Abs. 1, 3, 4 und 5, § 31 Abs. 1, § 32 Abs. 1,
§ 33 Abs. 2, §§ 41, 56, 72 Abs. 3 und § 74
Abs. 2 bis 5 gelten entsprechend."

22. Nach dem § 76 wird eingefügt:

„3. R u n d f u n k s e n d u n g e n

§ 76 a. (1) Wer Töne oder Bilder durch Rund-
funk oder auf eine ähnliche Art sendet (§ 17,
Rundfunkunternehmer), hat mit den vom Gesetz
bestimmten Beschränkungen das ausschließliche
Recht, die Sendung gleichzeitig über eine andere
Sendeanlage zu senden, die Sendung auf einem
Bild- oder Schallträger (besonders auch in Form
eines Lichtbildes) festzuhalten, diesen zu ver-
vielfältigen und zu verbreiten. Unter der Ver-
vielfältigung wird auch die Benutzung einer mit
Hilfe eines Bild- oder Schallträgers bewirkten
Wiedergabe zur Übertragung auf einen anderen
verstanden.

(2) Dem Abs. 1 zuwider vervielfältigte oder
verbreitete Bild- oder Schallträger dürfen zu
einer Rundfunksendung (§ 17) oder zu einer
öffentlichen Wiedergabe nicht benutzt werden.

(3) Zum eigenen Gebrauch darf jedermann eine
Rundfunksendung auf einem Bild- oder Schall-
träger festhalten und von diesem einzelne Ver-
vieffältigungsstücke herstellen. Solche Bild- oder
Schallträger dürfen weder verbreitet noch zu
einer Rundfunksendung oder zu einer öffent-
lichen Wiedergabe benutzt werden.

(4) Das Schutzrecht an Rundfunksendungen
erlischt dreißig Jahre nach der Sendung. Die
Frist ist nach § 64 zu berechnen.

(5) Die §§ 5, 7, 8, 9, 11, 12, 13, 14 Abs. 2,
§ 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 3, § 18 Abs. 2,
§ 23 Abs. 2 und 4, §§ 24, 25 Abs. 2, 3 und 5,
§§ 26, 27 Abs. 1, 3, 4 und 5, § 31 Abs. 1, § 32
Abs. 1, § 33 Abs. 2, §§ 41, 56, 72 Abs. 3 und
§ 74 Abs. 2 bis 5 gelten entsprechend."

23. Die Abs. 1 und 2 des § 86 haben zu
lauten:

„(1) Wer unbefugt
1. ein Werk der Literatur oder Kunst auf

eine nach den §§ 14 bis 18 dem Urheber vorbe-
haltene Verwertungsart benutzt,

2. den Vortrag oder die Aufführung eines
Werkes der Literatur oder Tonkunst dem § 66
Abs. 1 und 5 zuwider auf einem Bild- oder
Schallträger festhält oder diesen vervielfältigt
oder dem § 66 Abs. 1 und 5 oder dem § 69
Abs. 3 zuwider verbreitet,

3. den Vortrag oder die Aufführung eines
Werkes der Literatur oder Tonkunst dem § 66
Abs. 7, § 69 Abs. 3, §§ 70 oder 71 zuwider durch
Rundfunk sendet oder öffentlich wiedergibt,

4. ein Lichtbild oder einen Schallträger auf
eine nach den §§ 74 oder 76 dem Hersteller
vorbehaltene Verwertungsart benutzt oder

5. eine Rundfunksendung auf eine nach § 76 a
dem Rundfunkunternehmer vorbehaltene Ver-
wertungsart benutzt, hat, auch wenn ihn kein
Verschulden trifft, dem Verletzten, dessen Ein-
willigung einzuholen gewesen wäre, ein angemes-
senes Entgelt zu zahlen.

(2) Auf ein solches Entgelt besteht aber kein
Anspruch, wenn eine Rundfunksendung oder
öffentliche Wiedergabe nur deshalb unzulässig
gewesen ist, weil sie mit Hilfe von Bild- oder
Schallträgern oder Rundfunksendungen vorge-
nommen worden ist, die nach dem § 50 Abs. 2,
§ 53 Abs. 2, § 56 Abs. 3, § 66 Abs. 7, § 69
Abs. 3, §§ 70, 71, 74, 76 oder 76 a Abs. 2 und 3
dazu nicht verwendet werden durften, und wenn
diese Eigenschaft der Bild- oder Schallträger oder
Rundfunksendungen ihrem Benutzer ohne sein
Verschulden unbekannt gewesen ist."

24. Die Abs. 3 und 4 des § 87 haben zu
lauten:

„(3) Wird ein Werk der Literatur oder Kunst
unbefugt öffentlich vorgetragen, aufgeführt, vor-
geführt oder durch Rundfunk gesendet, der Vor-
trag oder die Aufführung eines Werkes der Lite-
ratur oder Tonkunst dem § 66 Abs. 7, § 69
Abs. 3, §§ 70 oder 71 zuwider durch Rundfunk
gesendet oder öffentlich wiedergegeben, ein Licht-
bild dem § 74 zuwider öffentlich vorgeführt
oder durch Rundfunk gesendet, ein Schallträger
dem § 76 Abs. 2 oder 4 zuwider zu einer Rund-
funksendung oder öffentlichen Wiedergabe
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benutzt oder eine Rundfunksendung dem § 76 a
zuwider gesendet oder öffentlich wiedergegeben,
so kann der Verletzte, dessen Einwilligung ein-
zuholen gewesen wäre, als Ersatz des ihm schuld-
haft zugefügten Vermögensschadens (Abs. 1),
wenn kein höherer Schaden nachgewiesen wird,
das Doppelte des ihm nach § 86 gebührenden
Entgeltes begehren.

(4) Wird ein Werk der Literatur oder Kunst
unbefugt vervielfältigt oder verbreitet, so kann
der Verletzte, dessen Einwilligung einzuholen
gewesen wäre, auch die Herausgabe des Gewin-
nes verlangen, den der Schädiger durch den
schuldhaften Eingriff erzielt hat. Dasselbe gilt,
wenn der Vortrag oder die Aufführung eines
Werkes der Literatur oder Tonkunst dem § 66
Abs. 1 zuwider oder eine Rundfunksendung dem
§ 76 a zuwider auf einem Bild- oder Schallträger
verwertet oder wenn ein Lichtbild dem § 74
zuwider oder ein Schallträger dem § 76 zuwider
vervielfältigt oder verarbeitet wird."

25. Im § 95 entfallen die Bezeichnung Abs. 1
und der Abs. 2.

26. Der § 96 hat zu lauten:

„§ 96. Für nicht im Inland erschienene, auch
nicht einen Bestandteil oder ein Zugehör einer
inländischen Liegenschaft bildende und für im
Ausland erschienene Werke ausländischer Urhe-
ber (§ 10 Abs. 1) besteht der urheberrechtliche
Schutz nach Maßgabe von Staatsverträgen oder
unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit; der
Bundesminister für Justiz ist ermächtigt, im Bun-
desgesetzblatt kundzumachen, daß und allenfalls
wieweit die Gegenseitigkeit nach den innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften des fremden Staates
verbürgt ist."

27. Im Abs. 1 des § 97 tritt an die Stelle des
Ausdrucks „§ 66 Absatz 1 bis 3" der Ausdruck
„§ 66 Abs. 1 und 5".

28. Der Abs. 2 des § 97 entfällt.

29. Der Abs. 3 des § 97, der die Bezeichnung
Abs. 2 erhält, hat zu lauten:

„(2) Bei Vorträgen und Aufführungen, die im
Ausland stattfinden, gelten die §§ 66 bis 72
zugunsten österreichischer Staatsbürger. Auslän-
der werden bei solchen Vorträgen und Auffüh-
rungen nach Maßgabe von Staatsverträgen oder
unter der Voraussetzung der Gegenseitigkeit
geschützt; der Bundesminister für Justiz ist er-
mächtigt, im Bundesgesetzblatt kundzumachen,
daß und allenfalls wieweit die Gegenseitigkeit
nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des
fremden Staates verbürgt ist."

30. Die Überschrift vor dem § 99 hat zu lau-
ten:

„4. Schutz von Schallträgern und Rundfunk-
sendungen".

31. Der § 99 hat zu lauten:

"§ 99. (1) Schallträger werden nach § 76 ohne
Rücksicht darauf geschützt, ob und wo sie erschie-
nen sind, wenn der Hersteller österreichischer
Staatsbürger ist.

(2) Andere Schallträger werden nach § 76
geschützt, wenn sie im Inland erschienen sind.

(3) Nicht im Inland erschienene Schallträger
ausländischer Hersteller werden nach § 76 nach
Maßgabe von Staatsverträgen oder unter der
Voraussetzung der Gegenseitigkeit geschützt; der
Bundesminister für Justiz ist ermächtigt, im Bun-
desgesetzblatt kundzumachen, daß und allenfalls
wieweit die Gegenseitigkeit nach den innerstaat-
lichen Rechtsvorschriften des fremden Staates
verbürgt ist.

(4) Auf den durch den § 76 Abs. 3 gewährten
Schutz haben Ausländer jedenfalls nur nach Maß-
gabe von Staatsverträgen Anspruch."

32. Nach dem § 99 wird eingefügt:

„§ 99 a. Rundfunksendungen, die nicht im
Inland ausgestrahlt werden, sind nur nach Maß-
gabe von Staatsverträgen geschützt."

33. Der Abs. 1 des § 100 hat zu lauten:

„(1) Ausländern, die im Inland keine Haupt-
niederlassung haben, kommt der Schutz nach
den §§ 79 und 80 nur nach Maßgabe von Staats-
verträgen oder unter Voraussetzung der Gegen-
seitigkeit zu; der Bundesminister für Justiz ist
ermächtigt, im Bundesgesetzblatt kundzumachen,
daß und allenfalls wieweit die Gegenseitigkeit
nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften des
fremden Staates verbürgt ist."

34. Der Abs. 2 des § 100 entfällt.

35. Der Abs. 3 des § 100 erhält die Bezeich-
nung Abs. 2.

36. In den Abs. 1 und 2 des § 110 tritt an die
Stelle je des Ausdrucks „§ 66 Absatz 1 und 2"
der Ausdruck „§ 66 Abs. 1".

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit es sich
auf die Verlängerungen der Schutzfristen bezieht,
mit dem 31. Dezember 1972, im übrigen mit dem
1. Juni 1973 in Kraft.

(2) Der Art. I Z. 2 bis 3 a, 7, 17 a und 20 a
gilt auch für die vor dem Inkrafttreten dieses
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Bundesgesetzes entstandenen Werke, vorgenom-
menen Vorführungen und Aufführungen, aufge-
nommenen Lichtbilder und hergestellten Schall-
träger, bei denen an diesem Tag die Schutzfrist
nach den bisherigen Bestimmungen noch nicht
abgelaufen ist.

(3) Hat der Urheber (§ 10 Abs. 2 Urheber-
rechtsgesetz) vor dem Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes ein Werknutzungsrecht begründet
oder eine Werknutzungsbewilligung erteilt, so
erstreckt sich diese Verfügung im Zweifel nicht
auf den Zeitraum der durch dieses Bundesgesetz
bewirkten Verlängerung der Schutzfristen; wer
jedoch ein Werknutzungsrecht oder eine Werk-
nutzungsbewilligung gegen Entgelt erworben hat,
bleibt gegen Zahlung einer angemessenen Ver-
gütung zur Werknutzung auch während dieser
Verlängerung berechtigt. Dies gilt entsprechend
für Verfügungen über die geschützten Rechte an
Vorträgen und Aufführungen von Werken der
Literatur und der Tonkunst, an Lichtbildern und
Schallträgern.

(4) Hat der Vortrag oder die Aufführung
eines Werkes der Literatur oder Tonkunst vor
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes statt-
gefunden, so stehen die Verwertungsrechte den
im § 66 Abs. 1 und 2 Urheberrechtsgesetz in
der bisherigen Fassung genannten Personen zu.

(5) Der Art. I Z. 18 gilt nicht für eine Rund-
funksendung oder öffentliche Wiedergabe, die
vor dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes
stattgefunden hat.

(6) Der Art. I Z. 22 gilt nicht für Rundfunk-
sendungen, die vor dem Inkrafttreten dieses Bun-
desgesetzes ausgestrahlt worden sind.

(7) Die Abs. 1 und 2 des Art. III der Urheber-
rechtsgesetznovelle 1953, BGBl. Nr. 106, werden
aufgehoben.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz betraut.

Jonas
Kreisky Broda

4 9 3 . Bundesgesetz vom 16. Dezember 1972,
mit dem das Strukturverbesserungsgesetz
und andere Abgabengesetze geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

ABSCHNITT A

Das Strukturverbesserungsgesetz vom 23. Jän-
ner 1969, BGBl. Nr. 69, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 417/1970 wird wie
folgt geändert:

1. Im § 1 Abs. 1 ist nach der Zitierung des
Gesetzes über Gesellschaften mit beschränkter
Haftung, RGBl. Nr. 58/1906, einzufügen:
„oder nach den Bestimmungen eines anderen
Bundesgesetzes".

2. Im § 1 Abs. 1 und 6, § 2, § 3, § 8 Abs. 1,
§ 9 und § 11 Abs. 1 tritt an die Stelle der
Jahreszahl „1973" die Jahreszahl „1975".

3. § 1 Abs. 2 erhält folgenden Wortlaut:

„(2) § 19 Abs. 2 des Körperschaftsteuergesetzes
1966 ist auch anzuwenden, wenn eine inländische
Kapitalgesellschaft, Genossenschaft oder Sparkasse
oder eine ausländische Gesellschaft, die einer in-
ländischen Kapitalgesellschaft vergleichbar ist,
einen inländischen Betrieb, Teilbetrieb oder eine
Beteiligung an einer inländischen Kapitalgesell-
schaft im Sinne des § 10 Abs. 1 des Körper-
schaftsteuergesetzes 1966 zur Gänze als Sach-
einlage in eine inländische Kapitalgesellschaft oder
Genossenschaft einbringt und die übrigen Vor-
aussetzungen des § 19 Abs. 2 des Körperschaft-
steuergesetzes 1966 vorliegen; Abs. 1 gilt sinn-
gemäß."

4. Nach Art. V wird als Art. VI neu einge-
fügt:

„Artikel VI

S o n s t i g e a b g a b e n r e c h t l i c h e
B e s t i m m u n g e n

§ 13. (1) Vorgänge im Sinne der Art. I bis IV
gelten nicht als steuerbare Umsätze im Sinne des
Umsatzsteuergesetzes 1972, BGBl. Nr. 223.

(2) Die im Abs. 1 genannten Vorgänge gelten
für die Anwendung der §§ 27, 28 und 29 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 sowie für die Geltend-
machung von Umsatzsteuervergütungsansprüchen
gemäß den §§ 16 und 17 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1959, BGBl. Nr. 300/1958, als Ver-
mögensübertragungen im Wege einer Gesamt-
rechtsnachfolge.

(3) Die Bestimmungen des § 1 Abs. 4, § 4
Abs. 1 und § 8 Abs. 3 vorletzter Satz gelten
ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Umsatz-
steuergesetzes 1972 auch auf dem Gebiete der
Umsatzsteuer.

(4) Die zeitlichen Beschränkungen des § 63 des
Bewertungsgesetzes 1955, BGBl. Nr. 148/1955,
und des § 10 des Körperschaftsteuergesetzes 1966,
BGBl. Nr. 156/1966, gelangen hinsichtlich der
Übertragung und der Übernahme von Beteiligun-
gen im Rahmen von Vorgängen gemäß den
Bestimmungen des Art. I nicht zur Anwendung."

5. Die bisherigen Art. VI und VII erhalten die
Bezeichnungen VII und VIII, die bisherigen §§13
und 14 die Bezeichnung §§ 14 und 15,
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ABSCHNITT B

Das Einkommensteuergesetz 1972 vom 24. No-
vember 1972, BGBl. Nr. 440, wird wie folgt
geändert:

1. a) Im § 122 erhält der bisherige Wortlaut
die Bezeichnung „(1)".

b) Als Abs. 2 wird neu angefügt:

„(2) Für bewegliche Wirtschaftsgüter, die im
Kalenderjahr 1973 angeschafft oder hergestellt
und in Betrieben oder Betriebsstätten verwendet
werden, die in den in der Anlage B zum Ein-
kommensteuergesetz 1967 genannten Gebieten
liegen, ist die vorzeitige Abschreibung abweichend
von den Bestimmungen des § 8 Abs. 3 Z. 2 mit
60 v. H. der Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten begrenzt. Bei einem vom Kalenderjahr
abweichenden Wirtschaftsjahr gilt dies auch für
bewegliche Wirtschaftsgüter, die im Wirtschafts-
jahr 1972/1973 angeschafft oder hergestellt
wurden."

2. § 123 hat zu lauten:

„§ 123. (1) Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen, die gemäß § 6 Z. 1 bis 3 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 von der Umsatzsteuer befreit
sind und in den Kalenderjahren 1973 bis 1975
angeschafft wurden, können in den Vermögens-
übersichten (Bilanzen), in denen sie erstmals aus-
zuweisen sind, mit einem Teilwert von 95 v. H.
der Anschaffungskosten (des Forderungsnenn-
betrages) angesetzt werden.

(2) Die pauschale Teilwertabschreibung nach
Abs. 1 darf nicht für dieselbe Forderung neben
einer Teilwertabschreibung gemäß § 6 Z. 2 in
Anspruch genommen werden.

(3) Die nach Abs. 1 abgeschriebenen Forderun-
gen und der Betrag der gesamten Teilwert-
abschreibung im Sinne des Abs. 1 sind in der
Vermögensübersicht (Bilanz) gesondert auszu-
weisen. Die Teilwertabschreibung ist bis zum
vollen Eingang der Forderung fortzuführen."

ABSCHNITT C

Die Anlage F zu § 7 Abs. 7 und § 17 Abs. 8
des Umsatzsteuergesetzes 1959, BGBl. Nr. 300/
1958, in der Fassung der Bundesgesetze BGBl.
Nr. 148/1966, 44/1968, 57/1969, 241/1969, 405/
1969, 47/1971 und 458/1971 wird geändert wie
folgt:

1. In den Positionen „10.01", „10.02", „10.03",
„10.04", „10.05" und „10.07" ist jeweils die
Gruppe „1" zu ersetzen durch die Gruppe „5".

2. In der Position „11.01" ist die Gruppe „1"
zu ersetzen durch die Gruppe „5".

3. Die Position „11.02" ist zu ersetzen durch die
Positionen:

„aus 11.02 B Grieß, Getreidekörner, geschält,
geschrotet, perlförmig oder ge-
quetscht (einschließlich Flok-
ken), mit Ausnahme von ge-
schältem, glasiertem oder po-
liertem Reis und Bruchreis;
Getreidekeime, auch gemahlen 5

aus 11.02 B Grütze 2".

4. Die beiden Positionen „aus 17.01" sind zu
ersetzen durch die Position:

„17.01 Rüben und Rohrzucker, fest 3".

5. Die Position „23.02" ist zu ersetzen durch
die Positionen:

ABSCHNITT D

1. Das Bundesmineralölsteuergesetz, BGBl.
Nr. 67/1966, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 372/1970 wird wie folgt geändert:

§ 2 hat zu lauten:

„§ 2. (1) Die Bundesmineralölsteuer beträgt
für 100 kg Eigengewicht des Mineralöls, das dem
im § 2 Abs. 1 des Mineralölsteuergesetzes 1959
angeführten Steuersatz unterliegt,

a) wenn die Mineralölsteuerschuld vor dem
1. Jänner 1974 entsteht, 217 S;

b) wenn die Mineralölsteuerschuld nach dem
31. Dezember 1973 entsteht, 244 S.

(2) Für Mineralöl, das dem im § 2 Abs. 2 des
Mineralölsteuergesetzes 1959 angeführten Steuer-
satz unterliegt, beträgt die Bundesmineralölsteuer
191 S für 100 kg Eigengewicht."

2. Z. 1 ist auf Mineralöl anzuwenden, für das
die Mineralölsteuerschuld nach dem 31. Dezember
1972 entsteht.

3. § 1 des Gasöl-Steuerbegünstigungsgesetzes,
BGBl. Nr. 259/1966, bleibt unberührt.

ABSCHNITT E

(1) Die Bestimmungen des Abschnittes A Z. 1,
3 und 4 sind auf Vorgänge anzuwenden, die nach
dem 31. Dezember 1972 und vor dem 1. Jänner
1976 bewirkt werden.
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(2) Die Bestimmungen des Abschnittes C
dieses Bundesgesetzes sind, soweit im Abs. 3
nichts anderes bestimmt wird, auf steuerbare
und vergütungsfähige Vorgänge anzuwenden,
die nach dem 30. Dezember 1972 bewirkt
werden.

(3) Die Bestimmungen des Abschnittes C dieses
Bundesgesetzes sind auf steuerbare Umsätze
gemäß § 1 Abs. 1 Z. 3 des Umsatzsteuergesetzes
1959 anzuwenden, bei denen der für die Anwen-
dung der zolltarifarischen Bestimmungen maß-
gebende Zeitpunkt gemäß § 6 des Zollgesetzes
1959 nach dem 30. Dezember 1972 liegt.

(4) Die Bestimmungen des Abschnittes D treten
am 1. Jänner 1973 in Kraft.

ABSCHNITT F

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch

494. Bundesgesetz vom 16. Dezember 1972
über die Förderung der Zuckerverwertung

(Zuckerförderungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

§ 1. Zur Förderung der Zuckerverwertung
kann der Bund als Träger von Privatrechten
Personen, die auf Grund einer Gewerbeberech-
tigung zur Erzeugung von Waren, für deren
Herstellung üblicherweise Zucker benötigt wird,
befugt sind, durch Vertrag Zuwendungen ge-
währen.

§ 2. (1) Der vertraglichen Zuwendung darf
nur inländischer Weißzucker zugrunde gelegt
werden.

(2) Die Zuwendung darf je Kilogramm Zucker
a) sofern der Zucker zur Herstellung von

Waren verwendet wurde, die im Inland
abgesetzt werden, die Höhe des um den
Pauschbetrag gekürzten Abschöpfungs-
satzes für Weißzucker gemäß Zuckergesetz,
BGBl. Nr. 217/1967,

b) sofern der Zucker zur Herstellung von
Waren verwendet wurde, die in das Aus-
land ausgeführt werden, den Betrag nach
lit. a abzüglich des Betrages von 270 S

nicht übersteigen.

§ 3. Zuwendungen sind jeweils im Jänner,
April, Juli und Oktober auszuzahlen.

Artikel II

§ 4. Dem Bund obliegt es hinsichtlich der
Grundsätze der Förderung nach Art. I sowie
nach dem Stärkeförderungsgesetz 1969, BGBl.
Nr. 154, einschließlich der quotenmäßigen Auf-
teilung der Menge und der Förderungsmittel auf
die Förderungswerber, ausgenommen jedoch
Förderungen im Sinne des § 2 Abs. 2 lit. b, den
Beirat anzuhören.

Artikel III

§ 5. (1) Zur Beratung des Bundes in den An-
gelegenheiten des Art. II wird beim Bundes-
ministerium für Handel, Gewerbe und Industrie
ein Beirat errichtet.

(2) Der Beirat ist im Bedarfsfalle unverzüg-
lich einzuberufen. Er ist ordnungsgemäß einbe-
rufen, wenn die Einladungen unter Bekanntgabe
des Beratungsgegenstandes mindestens zwei
Wochen vor dem Sitzungstermin abgesendet
worden sind.

(3) Der Beirat hat seine Geschäftsordnung,
die vom Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie zu genehmigen ist, mit einfacher
Mehrheit zu beschließen. Die Geschäftsordnung
hat unter Bedachtnahme auf die Abs. 1 und 2
die Tätigkeit des Beirates möglichst zweckmäßig
zu regeln. Die Geschäftsordnung ist zu geneh-
migen, wenn sie dieser Voraussetzung entspricht.

§ 6. (1) Dem Beirat haben als Mitglieder an-
zugehören:

a) je ein Vertreter des Bundesministeriums
für Handel, Gewerbe und Industrie, des
Bundesministeriums für Finanzen und des
Bundesministeriums für Land- und Forst-
wirtschaft;

b) je ein Vertreter der Bundeskammer der
gewerblichen Wirtschaft, des Österreichi-
schen Arbeiterkammertages, der Präsiden-
tenkonferenz der Landwirtschaftskam-
mern Österreichs und des Österreichischen
Gewerkschaftsbundes.

(2) Außer den im Abs. 1 genannten Personen
können mit Zustimmung des Vorsitzenden (§ 7
Abs. 1) weitere Personen als Sachverständige an
den Sitzungen des Beirates teilnehmen.

(3) Alle Personen, die zu den Sitzungen des
Beirates eingeladen wurden oder an solchen
teilnehmen, sind verpflichtet, über alle ihnen
bekanntgewordenen Amts-, Geschäfts- und Be-
triebsgeheimnisse Verschwiegenheit zu bewah-
ren. Auf Verletzungen der Verschwiegenheits-
pflicht ist § 20 des Außenhandelsgesetzes 1968,
BGBl. Nr. 314, sinngemäß anzuwenden.

(4) Die Mitglieder und Sachverständigen üben
ihre Funktion ehrenamtlich aus.
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§ 7. (1) Den Vorsitz im Beirat führt der Bun-
desminister für Handel, Gewerte und Industrie,
der sich durch einen Beamten seines Ministeriums
vertreten lassen kann. Die Geschäfte des Beirates
sind vom Bundesministerium für Handel, Ge-
werbe und Industrie zu führen.

(2) Für die Gutachtertätigkeit des Beirates ist
die Anwesenheit von mindestens zwei Drittel
der Mitglieder erforderlich. Sollte jedoch zu Be-
ginn der Sitzung die erforderliche Zahl der Mit-
glieder nicht anwesend sein, so hat der Beirat
eine Stunde nach dem in den Einladungen ge-
nannten Termin neuerlich zusammenzutreten
und die Tagesordnung ohne Rücksicht auf die
Zahl der anwesenden Vertreter zu behandeln.

(3) Können sich die anwesenden Beiratsmit-
glieder nicht auf ein einheitliches Gutachten
einigen, so sind die Stellungnahmen aller an-
wesenden Beiratsmitglieder in einem Sitzungs-
protokoll wiederzugeben.

Artikel IV

§ 8. (1) Die Zollämter haben zum Nachweis
der Verwendung von Zucker für die Herstellung
von zur Ausfuhr bestimmten Waren Ausfuhr-
erklärungen über die Ausfuhr dieser Waren
nach Überprüfung der Art und Menge der
Waren zu bestätigen, sofern ihnen diese Erklä-
rungen anläßlich der zollamtlichen Ausgangs-
abfertigung aus dem freien Verkehr vorgelegt
werden.

(2) In der Ausfuhrerklärung ist auch der Ein-
satz an Zucker in den zur Ausfuhr gelangenden
Waren zu erklären. Dabei hat zur Prüfung des
Zuckereinsatzes der Verfügungsberechtigte unter
Aufsicht des Zollamtes aus der Sendung Muster
zu entnehmen, die vom Zollamt gegen eine Ver-
tauschung zu sichern und dem Verfügungsbe-
rechtigten zurückzustellen sind.

(3) Auf der Ausfuhrerklärung nach Abs. 1 ist
der Austritt der Waren in das Zollausland ge-
mäß den zollgesetzlichen Vorschriften zu be-
scheinigen. Bei Verbringung der Waren in eine
Zollfreizone ist diese Bescheinigung nicht zu er-
teilen. Die Ausfuhrerklärung ist dem Waren-
führer auszufolgen.

(4) Die Ausfuhrerklärungen sind auf amtlich
aufgelegten Vordrucken abzugeben.

§ 9. Die Bestimmungen des § 8 Abs. 1,
2 erster Satz, 3 und 4 finden auf Förderungen
gemäß Stärkeförderungsgesetz 1969 sinngemäß
Anwendung.

§ 10. Auf das Verfahren der Zollämter zur
Bestätigung von Ausfuhrerklärungen gemäß
§§ 8 und 9 sowie gemäß § 4b Mühlengesetz
1965, BGBl. Nr. 24, in der Fassung der Mühlen-
gesetz-Novelle 1972, BGBl. Nr. 456, finden die
in Angelegenheit der Zölle geltenden Vorschrif-
ten Anwendung.

§ 11. Die Zuwendungen nach Art. I sowie
nach dem Stärkeförderungsgesetz 1969 sind kein
Entgelt im Sinne des Umsatzsteuergesetzes 1972,
BGBl. Nr. 223.

Artikel V

§ 12. (1) Der Bund als Träger von Privatrech-
ten gemäß Art. I und II dieses Bundesgesetzes
wird durch den Bundesminister für Handel, Ge-
werbe und Industrie vertreten.

(2) Mit der Vollziehung des Art. III ist der
Bundesminister für Handel, Gewerbe und Indu-
strie, hinsichtlich des § 6 Abs. 3 jedoch der Bun-
desminister für Justiz betraut.

(3) Mit der Vollziehung des Art. IV ist der
Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Staribacher Broda Androsch


